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Gesetz 

über die Gewährung von Erleichterungen, Vorrechten und Befreiungen 
an die ständige Vertretung der Deutschen Demokratischen Republik 

Vom 16. November 1973 


Der Bund es lag hat mit Zu stimm iing des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Bundesregiernng wird ermächtigt, unter 
der Voranssei./.ung der Gegenseitigkeit durch 
Rechts Verordnung mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates der ständigen Vertretung der Deutschen 
Demokratischen Republik am Silz der Bundesregie¬ 
rung und ihren Mitgliedern, den mit diesen im ge- 
meinsarnen Haushalt lebenden Familienangehörigen 
sowie ihren privaten Hausangestellten Erleichterun¬ 
gen, Vorrechte und Befreiungen zu gewähren. Diese 
können ])is zu dem Umfang gewährt w^erden, wie sie 
diplomatischen Missionen, deren Mitgliedern, ihren 
Familienangehörigen und privaten Hausangestellten 
nach dem Wiener Übereinkommen vom 18. April 
1961 über diplomatische Beziehungen, dem Gesetz 
vom 6. August 1964 zu dein Wiener Übereinkommen 
vom 18. April 1961 über diplomatische Beziehungen 
(Bundesgesetzbl. II S. 957), den Grunderwerbsteuer¬ 
gesetzen der Länder, dem Kraftfahrzeugsteuergesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung, vom 1. Dezem¬ 
ber 1972 (Bundesgesetzb!. 1 S. 2209) und dem Ver¬ 
sicherung steuergeselz in der Fassung der Be¬ 
kanntmachung vom 24. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I 


S. 539), zuletzt geändert durch das Lohnfortzahlungs¬ 
gesetz vom 27. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 946), 
zustehen oder eingeräumt werden können. Die in 
Satz 1 bezeichneten Personen können, soweit sie im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ständig ansässig 
sind, von der Gewährung der Vorrechte und Befrei¬ 
ungen ganz oder teilweise ausgenommen werden, 

(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 kön¬ 
nen den mit einer amtlichen Bescheinigung der Re¬ 
gierung der Deutschen Demokratischen Republik, 
ausgestatteten Kurieren Vorrechte und Befreiungen 
bis zu dem Umfang gewährt werden, wie sie diplo¬ 
matischen Kurieren nach dem Wiener Übereinkom¬ 
men vom 18. April 1961 über diplomatische Bezie¬ 
hungen zustehen oder eingeräumt werden können. 

§ 2 

Die in § 1 Satz 1 bezeichneten Personen sind, so¬ 
weit sie nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ständig ansässig sind, 

1. von der auf Bundesgesetzen beruhenden Ver¬ 
pflichtung, beim Grenzübertritt und beim Aufent¬ 
halt im Geltungsbereich dieses Gesetzes ein 
allgemeines amtliches Personaldokument zu be¬ 
sitzen und sich damit auszuweisen, 
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2. von den Meldepflichten nach den Meldegesetzen 
der Länder 


befreit. 


§ 3 


Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vorn 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 


Land Berlin. Rechtsverordnimgen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 16. November 1973 

Der Bundespräsident 
Heinemann 

Der Bundeskanzler 
Brandt 

Der Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen 
E. Franke 

Der Bundesminister des Innern 
Genscher 

Der Bundesminister der Justiz 
Gerhard Jahn 


Der Bundesminister der Finanzen 
Schmidt 
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Verordnung 

zur Änderung der Verordnung 
zum Gesetz über die Luftfahrtstatistik 

Vom 12. November 1973 

Aul Grund des § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
die Luftfahrtstatistik vom 30, Oktober 1967 (Bundes- 
gesetzb]. I S. 1053) wird verordnet: 

§ 1 

In § 1 der Verordnung zum Gesetz über die Luft¬ 
fahrtstat istik vom 30. Oktober 1967 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1056) wird nach dem Wort „Stuttgart" das 
Wort „Saarbrücken-Ensheim" eingefügt. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
Icitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S, 1) in Verbindung mit § 10 des Gesetzes 
über die Luftfahrtstatistik auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 


Bonn, den 12. November 1973 

Der Bundesminister für Verkehr 
Lauritzen 
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Verordnung 

über Fahrverbote und Geschwindigkeitsbegrenzungen 
für Motorfahrzeuge 

Vom 19. November 1973 


Auf Grund des § 1 Abs, 1 und 3, des § 2 Abs. 1, 2 
und 4 sowie des § 17 Nr. 2 des EnergiesicherungS'- 
gesetzes vom 9. November 1973 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1585) verordnet die Bundesregierung: 

§ i 

Am 25. November sowie am 2., 9, und 16. De¬ 
zember 1973 dürfen Kraftfahrzeuge, Wasserfahrzeu¬ 
ge mit Maischinenanlrieb und mo targetriebene Luft¬ 
fahrzeuge in der Zeit von 3.00 bis 3.00 Uhr des 
jeweiils folgenden Tages nicht benutzt werden. 

§2 

(1) § 1 ist nicht anzuwenden, wenn die dort ge¬ 
nannt en Fahrzeu ge 

1. im Dienst der Behörden und Dienststellen im 
Bereich der inneren Sicherheit sowie von den in 
ihrem Auftrag tätigen Personen, im Dienst der 
Bundeswehr, der Streilkräfte der nichtdeutschen 
Vertragstaateil des Nordatlantik-Vertrages, der 
auf Grund dieses Vertrages errichteten interna¬ 
tionalen militärischen Hauptquartiere, der Bun¬ 
desbahn, der Bundespost oder des Zollgrenz- 
dienstes verwendet werden, 

2. im Zivilschutz einschließlich des Katastrophen¬ 
schutzes und Rettungsdienstes oder regelmäßig 
bei IJng lücksfällen, zur Krank enbeförderung, 
von Ärzten im Einsatz oder im Pannenhilfs- und 
Abschleppdienst verwendet werden, 

3. von Helfern der Organisationen und Einrich¬ 
tungen, die Aufgaben im Sinne der Nummer 2 
wahrnehmen, für Fahrten zu und von deren 
Einsätzen und Ausbitdungsveranslaltungen ver¬ 
wendet werden, 

4. als sonstige Dienstfahrzeuge des Bundes, der 
Länder und anderer juristischer Personen des 
öffentlichen Rechts oder in deren Auftrag ver¬ 
wendet werden, 

5. von Diplomaten (rote Ausweise), Mitcjliedern der 
Handelsvertretungen (weiße Sonderausweise), 
Mitgliedern von internationalen Organisationen 
(dunkelrote Sonderausweise), Berufskonsularbe¬ 
amten oder Mitgliedern der Militärmissionen für 
dienstliche Fahrten verwendet werden, 

6. als öffentliche Verkehrsmittel verwendet wer¬ 
den, 


7. zur Beförderung von Personen oder Gütern so¬ 
wie zum Schleppen oder Bugsieren von Schiffen 
im Rahmen und für Zwecke eines Gewerbebe¬ 
triebes oder eines land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebes verwendet werden; das Sonntags-Fahr¬ 
verbot des § 30 der Straßenverkehrsordnung und 
die hiervon erteilten Ausnahmen bleiben unbe¬ 
rührt, 

8. als Zug- und Arbeitsmaschinen in land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben für betriebsbe¬ 
dingte Zwecke verwendet werden, 

9. von Arbeitnehmern für Fahrten vom Ort des ge¬ 
wöhnlichen Aufenthalts zum Arbeitsplatz und 
zurück sowie in Ausübung der beruflichen Tä¬ 
tigkeit verwendet werden, 

10. von Inhabern von Betrieben oder von freibe¬ 
ruflich Tätigen, die regelmäßig oder branchen¬ 
üblich an Sonntagen tätig sind, vom Ort des ge¬ 
wöhnlichen Aufenthalts aus in Ausübung ihrer 
beruflichen Tätigkeit verwendet werden, 

11. von Schwerbeschädigten oder Schwerbehinder¬ 
ten, die wegen einer erheblichen Gehbehinde¬ 
rung auf die Benutzung ihres Kraftfahrzeuges an¬ 
gewiesen sind, verwendet werden, 

12. bei Reisen auf dem direkten Wege in die DDR 
oder nach Berlin (Ost) für die Fahrt vom Ort des 
gewöhnlichen Aufenthalts zur Übergangsstelle 
oder bei Reisen aus der DDR und Berlin (Ost) 
von einer Übergangsstelle zum Ort des gewöhn¬ 
lichen Aufenthalts verwendet werden. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3, 5 und 7 bis 
12 hat der Führer oder ein anderer Benutzer des 
Fahrzeuges Polizeibeamten oder zuständigen Perso¬ 
nen glaubhaft zu machen, daß die dort genannten 
Voraussetzungen vorliegen. In den Fällen des Ab¬ 
satzes 1 Nr. 9 sind die Voraussetzungen durch Vor¬ 
lage einer Bescheinigung des Arbeitgebers glaubhaft 
zu machen, aus der sich Name und Anschrift des 
Arbeitnehmers sowie Ort, Zeit und Art der von ihm 
ausgeübten Tätigkeit ergeben. In den Fällen des Ab¬ 
satzes 1 Nr. 10 sind von dem Inhaber eines Betriebes 
die Voraussetzungen durch Vorlage einer Bescheini¬ 
gung der zuständigen Industrie- und Handelskam¬ 
mer, Handwerkskammer, Landwirtschaftskammer 
oder der zuständigen Verwaltungsbehörde, von dem 
freiberuflich Tätigen durch Vorlage einer Bescheini¬ 
gung der zuständigen berufsständischen Organisa¬ 
tion glaubhaft zu machen. 
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§ 3 

(1) Die rüfirer von PersoiumkrarLwdgen sowie von 
anderen Kradlaiir/eugon mit einem zulässigen Ge- 
sami.gewichl bis 2,8 f dürfen auch unter günstigsten 
Umständen 

a) auf Autobahnen (Zcdctien 330) nicht schneller als 
100 km/h 

b) auf anderen Straffen nichl schneller als 80 km/h 
fahren. 

(2) Sind durch Zeichen 274 höhere Geschwin¬ 
digkeiten als nach Absatz 1 zugelassen oder wer¬ 
den solche durch Zeiclien 380 empfohlen, so gelten 
die.se Verkehrszeichen für die Dauer dieser Ver¬ 
ordnung nicht. Gelten nach der Straßenverkehrs¬ 
ordnung oder nach deren Zeichen niedrigere 
Höchstgeschwindigkeiten (Zeichen 274) oder Richt- 
geschwrindigkeiten (Zeichen 380) als nach Absatz 1, 
so sind diese zu he ach len. 

(3) Ini übrigen bleiben die Vorschriften der Stra¬ 
ßenverkehrsordnung unberührt und gelten entspre¬ 
chend. Die in Absatz 1 und 2 genannten Zeichen 
sind die der Straßenveu kehrsordmmg. 

§-4 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 ein dort bezeichnetes Fahrzeug 
verwendet, 

2. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 1 eine der Glaubhaft¬ 
machung dienende Erklärung nicht abgibt, oder 
entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 und 3 eine Bescheini¬ 
gung auf Verlangen nicht vorlegt, 


3. entgegen § 3 Abs. i edne dort festgesetzte 
Höchstgeschwindigkeit überschreitet, 

begeht eine Zuwiderhandlung im Sinne des § 14 
des Energiesicherungsgesetzes, die nach dem Wirt¬ 
schaftsstrafgesetz 1954 geahndet wird. 

§5 

Zuständige Verwaltungsbehörden für die Verfol¬ 
gung und Ahndung von Zuwiderhandlungen nach § 4 
sind, 

1. soweit Zuwiderhandlungen nach § 4 Nr. 1 und 2 
bei der polizeilichen Kontrolle des grenzüber¬ 
schreitenden Verkehrs vom Bundesgrenzschutz 
oder der Zollverwaltung festgestellt werden, die 
Grenzschutzämter, 

2. im übrigen die für die Ahndung von Ordnungs¬ 
widrigkeiten nach § 24 des Straßenverkehrsgeset¬ 
zes zuständigen Behörden, soweit nicht nach Lan¬ 
desrecht etwas anderes gilt. 

§6 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 19 des 
Energie Sicherungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§7 

Diese Verordnung tritt am 24. November 1973 
in Kraft. Sie tritt nach Ablauf von 6 Monaten außer 
Kraft. 


Bonn, den 19. November 1973 

Der Bundeskanzler 
Brandt 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
Fride richs 
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Anordnung 

zur Änderung der Anordnung 
über die Ernennung und Entlassung der Beamten 
der Bundeswehrverwaltung 

Vom 2. November 1973 

Auf Grund des Artikels 1 Abs. i Satz 2 der An¬ 
ordnung des Bundespräsidenten über die Ernennung 
und Entlassung der Bundesbeamten und Richter im 
Bundesdienst vom 3. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 713), geändert durch die Anordnung des Bundes- 
präsidenten vom 28. Februar 1972 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 288), wird angeordnel: 


L 

Die Anordnung über die Ernennung und Entlas¬ 
sung der Beamten der Bundeswehrverwaltung vom 
2. Februar 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 122), geändert 
durch die Anordnung vom 17. September 1970 (Bun¬ 
desgesetzbl. I S. 1352), wird wie folgt geändert: 

In Abschnitt I werden hinter den Worten „dem Prä¬ 
sidenten des Bundessprachenamtes" die Worte „den 
Präsidenten der Hochschulen der Bundeswehr Ham¬ 
burg und München," eingefügt. 

IL 

Diese Anordnung tritt am Ersten des auf die Ver¬ 
kündung folgenden Monats in Kraft. 

Bonn, den 2. November 1973 

Der Bundesminister der Verteidigung 
Georg Leber 
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